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Aufstellung der Fachdienstleiter und Mitarbeiter siehe Tabelle unten

Dezernent
Günter 
Weber

Mitar-
beiter/-
Innen

FD Rech-
nungsstelle

Klara 
Müller

�7

FD Soziale 
Sicherung

Werner 
Ege

�5

FD Jugend-
hilfe, Sozi-
ale Dienste

Gert 
Kirch-
maier

�4

FD 
Versorgung
einschl. 
Göppingen 

Dagmar 
Helbig

�9

FD Aus-
siedler, 
Flücht-
linge, 
Staatl. 
Leistungen

Erwin 
Bolach

�0

Jugend und Soziales

Neue 
Herausforderungen

Die wirtschaftliche Ent-
wicklung legt an Tem-

po zu, die Arbeitslosigkeit geht 
weiter zurück und die Men-
schen schauen wieder posi-
tiver in die Zukunft. Trotzdem: 
für die Sozialen Dienste gibt es 
auch neue Herausforderungen. 

Ein paar Beispiele: 

Der Ausbau der Tagesbe-
treuung von Kindern ist 
eine große Aufgabe für 
die Gemeinden und den 
Landkreis.



Für Menschen mit Behinde-
rung müssen neue, dezen-
trale Betreuungskonzepte 
verwirklicht werden.

Die Suchtvorbeugung muss 
sich veränderten Anforde-
rungen stellen und regio-
nal noch stärker vernetzt 
werden.

Zunehmend wichtig sind 
ergänzende fi nanzielle Un-
terstützungen für arbeiten-
de Menschen, bei denen 
das Grundeinkommen nicht 
ausreicht.

Die demographische Verän-
derung fordert verstärkt ei-
ne Unterstützung von alten 
Menschen.








Im Kinderschutz müssen 
noch mehr Anstrengungen 
unternommen werden.



Soziale Leistungen für 
Menschen in besonderen Lebenslagen

Leistungen	nach	dem	SGB	II	/	Arbeitslosengeld	II

„Arbeitslosengeld II“ und vom 
Landratsamt die Kosten der Un-
terkunft und Heizung.

Hilfebedürftige haben damit 
eine Anlaufstelle und Synergie-
effekte in der gemeinsamen Leis-
tungsbearbeitung werden ge nutzt. 
So arbeitet auch die Schuldner-
beratungsstelle des Land ratsamts 
in der Bürogemeinschaft mit. 

Seit Dezember �006 besteht 
eine „Bürogemeinschaft“ zwi-

schen dem Landratsamt und der 
Agentur für Arbeit in den Räu-
men der Wilhelmstraße ��, ge-
genüber der Landratsamts-Au-
ßenstelle (Soziale Dienste). In 
der Bürogemeinschaft erhalten 
betroffene Bürger von der Agen-
tur für Arbeit die Regelleistung 

Agentur für Arbeit und Landratsamt als 
Bürogemeinschaft unter einem Dach
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Die Vermeidung von Leis tungs-
missbrauch ist dabei auch ein 
wichtiges Thema. Missbrauchs-
versuchen wird bereits bei der 
Antragsaufnahme durch kri-
tische Sichtung der Unterlagen 
entgegengewirkt. Bei Angaben, 
die auf einen möglichen Miss-
brauch deuten, folgen weitere 
Er mittlungen, wenn nötig auch 

Entwicklung	der	Bedarfsgemeinschaften	im	Alb-Donau-Kreis

Von den �.884 Bedarfsgemein-
schaften (rund 5.500 Personen) 
sind etwa 1.750 Personen un-
ter 15 Jahre alt, also noch nicht 
erwerbsfähig.

Ein großer Anteil der SGB II – 
Bezieher befi ndet sich in einem 
Arbeitsverhältnis. Aufgrund des 
geringen Einkommens oder der 
Familiengröße reicht dieses Ein-
kommen jedoch nicht aus, um 
den Bedarf der Familie zu de-
cken. Diese Personen sind da-
her weiterhin von staatlichen 
Leistungen abhängig. Stand Ulm Ehingen insgesamt ADK 

�1.1�.�005 �.105 1.116 �.��1
�1.10.�006 �.�41 1.0�6 �.�89
�1.1�.�006 �.��6 978 �.�14
�0.09.�007 1.997 887 �.884

ein Hausbesuch. Die für die 
Kontrolle notwendigen Maßnah-
men werden in Abstimmung mit 
der Polizei und dem Hauptzoll-
amt durchgeführt. Im Jahr �007 
wurde bereits in über 100 Miss-
brauchsfällen ermittelt. Zehn 
Fälle wurden für weitere Ermitt-
lungen an die Staatsanwaltschaft 
abgegeben.

Erstattungen	des	Bundes

Zum 1. Januar �007 wurde die 
bisherige Erstattungsquote des 
Bundes für Baden-Württemberg 
von �9,1 Prozent auf �5,� Pro-
zent erhöht. Dadurch beteiligt 
sich der Bund im Alb-Donau-
Kreis im Jahr �007 mit rund �,5 
Millionen Euro an den Kosten 
der Unterkunft.

Soziale Leistungen
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Grundsicherung im Alter 
oder bei voller Erwerbsminderung

Die Grundsicherung wur-
de im Jahr �00� eingeführt 

und ist eine steuerfi nanzierte, 
bedarfsorientierte Basisleistung 
für alte Menschen und für Men-
schen mit Erwerbsminderung. 
Seit dem 1. Januar �005 ist die 
Grundsicherung Bestandteil des 

Sozialgesetzbuches XII. Im Ge-
gensatz zur Sozialhilfe wird auf 
Einkommen der Kinder oder El-
tern nicht zurückgegriffen.

Anspruchsberechtigt sind 
Menschen mit gewöhnlichem 
Aufenthalt in der Bundesrepu-
blik Deutschland, die entweder 

das 65. Lebensjahr oder die das 
18. Lebensjahr vollendet haben 
und aus medizinischen Grün-
den dauerhaft voll erwerbsge-
mindert sind. 

Die	wichtigsten	Hilfen	in	Zahlen

Grundsicherung	im	Alter	und	
bei	Erwerbsminderung

Personen 
Sept. 
�006 Ausgaben �006

Personen 
Sept. 
�007 Ausgaben �007*

außerhalb von Einrichtungen  51� 1,95 Millionen Euro  5�� �,06 Millionen Euro
in Einrichtungen zur Pfl ege  9� 0,�8 Millionen Euro  97 0,�9 Millionen Euro
in Einrichtungen für 
behinderte Menschen

 175 1,07 Millionen Euro  191 1,07 Millionen Euro

Laufende	Hilfe	
zum	Lebensunterhalt

 �0 1�0.000 Euro  41 150.000 Euro

Hilfe	zur	Pfl	ege	in	
Einrichtungen	(Menschen 
65 Jahre und älter)

 �14 �,90 Millionen Euro  ��9 �,000 Millionen Euro

Eingliederungshilfe	2006/2007:
Personen 

Januar 
�006

Personen 
Dez. 
�006

Rechnung 
�006

Personen 
Sept. 
�007

Hochrechung 
�007

 * In der Regel in Kombination mit teilstationären Hilfen
** davon 270 in Kombination mit vollstationären Hilfen, Familienpfl ege oder ambulant betreutem Wohnen

Wohnheime	
und	Heimsonderschulen*

 ��0  �4� 7,66 
Millionen Euro

 �5� 7,94 
Millionen Euro

Familienpfl	ege*  �0  �� �80.000 
Euro

 �4 �10.000 
Euro

Ambulant	
betreutes	Wohnen*

 �4  55 4�0.000 
Euro

 7� 450.000 
Euro

teilstationäre	Hilfen**  515  58� 7,�� 
Millionen Euro

 598 7,54 
Millionen Euro

Soziale Leistungen
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Neuer Sozialplan für Behinderte

In Baden-Württemberg haben 
etwa 6,8 Prozent der Einwoh-

ner einen Schwerbehinderten-
ausweis. Ein Teil dieser Behin-
derungen ist so schwer, dass der 
Gesetzgeber einen Anspruch 
auf die speziellen Leistungen 
der Eingliederungshilfe vorsieht. 
Aufgabe der Eingliederungshil-
fe ist es unter anderem, diesen 
Menschen eine umfassende Teil-
habe am gesellschaftlichen Le-
ben zu ermöglichen. 

Etwa 0,4 Prozent der Be-
völkerung erhalten derartige 
Leistungen. Davon sind etwa 55 
Prozent vorwiegend geistig be-
hindert, �4 Prozent vorwiegend 
seelisch und �1 Prozent vor-
wiegend körperlich behindert. 
Häufi g liegt eine Mehrfachbe-
hinderung vor.

Im Beisein von Vertretern 
sozialer Einrichtungen für be-
hinderte Menschen, Selbsthilfe-
gruppen und Kirchenvertretern 

haben Landrat Heinz Seiffert 
und die Ulmer Bürgermeisterin 
Sabine Mayer-Dölle am �1. Juni 
�007 einen gemeinsamen Sozial-
plan für behinderte Menschen 
in Ulm und im Alb-Donau-Kreis 
auf den Weg gebracht. Im Rah-
men einer Auftaktveranstaltung 
im Haus des Landkreises wur-
den erste Grundlagen für eine 
Konzeption gelegt.

Dieser Sozialplan für behin-
derte Menschen wird der erste 
kreisübergreifende Plan seiner 
Art mit einer qualifi zierten Be-
darfsprognose in Baden-Württ-
emberg sein.

Als Schwerpunkte des So-
zialplans, der Ende Mai �008 
vorgelegt werden soll, nannte 
Landrat Heinz Seiffert unter an-
derem einen bedarfsgerechten 
Ausbau ambulanter Hilfen für 
behinderte Menschen. „Sie sol-
len dezentral und wohnortnah 
sein“, sagte der Landrat. Ein 

weiteres Thema ist die Teilhabe 
behinderter Menschen am Ar-
beits- und Berufsleben. Außer-
dem wird es um die Bündelung 
von Leistungen für Menschen 
mit Behinderung gehen, damit 
diese Leistungen möglichst aus 
einer Hand erbracht werden.

Da die Verfl echtungen zwi-
schen Stadtkreis Ulm und Alb-
Donau-Kreis gerade im Sozial-
bereich sehr eng sind, macht es 
Sinn, diesen Sozialplan gemein-
sam zu entwickeln. Viele Träger 
der Behindertenhilfe, Selbsthil-
fegruppen und andere Einrich-
tungen sind sowohl für das Ge-
biet der Stadt Ulm als auch für 
den Alb-Donau-Kreis tätig. „Ein 
gemeinsamer Planungsprozess 
ist effektiver als zwei voneinan-
der getrennte Planungen“, er-
klärte dazu der Landrat.

Fachliche Unterstützung be-
kommen Stadtkreis und Land-
kreis durch den Kommunalver-
band für Jugend und Soziales 
Baden-Württemberg aus Stutt-
gart. Der Kultur- und Sozialaus-
schuss des Kreistags hatte am 
14. Mai �007 einstimmig grünes 
Licht für den Start in die Sozi-
alplanung für behinderte Men-
schen gegeben. Die Kosten für 
die Planung teilen sich die Stadt 
Ulm und der Alb-Donau-Kreis.

Landrat Heinz Seiffert begrüßt die 
Teilnehmer der Veranstaltung zur 
Behindertenplanung
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Schwerbehindertenrecht

Beim Fachdienst Versorgung 
(tätig für den Alb-Donau-

Kreis, die Stadt Ulm und den 
Landkreis Göppingen) waren 
am Jahresende �006 insgesamt 
71.607 Menschen mit Behinde-
rung registriert - davon �7.70� 
im Alb-Donau-Kreis einschließ-
lich der Stadt Ulm und ��.905 
im Landkreis Göppingen. 6� 
Prozent der behinderten Men-
schen waren schwerbehindert 
(Grad der Behinderung 50 Pro-
zent und mehr).

Im Jahr �006 waren insge-
samt �.587 Erstanträge, 8.089 Er-
höhungsanträge und 1.766 Wi-
derspruchsverfahren nach dem 
Schwerbehindertenrecht zu be-
arbeiten. Das bedeutet eine Sta-
bilisierung der Antragseingänge 
auf hohem Niveau.

Der Antragseingang bis Ende Sep-
tember �007 mit insgesamt rund 
10.550 Verfahren lässt erneut ei-
ne Steigerung erwarten; die Zahl 
der registrierten Menschen mit 
Behinderung wird sich daher im 
Alb-Donau-Kreis und der Stadt 
Ulm auf �8.884 erhöhen; in 

Landkreis Göppingen auf �4.995 
(Stand: �0. September �007).

Im Alb-Donau-Kreis und der 
Stadt Ulm nehmen derzeit �.74� 
Menschen mit Behinderung die 
Freifahrt im Öffentlichen Nah-
verkehr in Anspruch; im Land-
kreis Göppingen sind es �.41�.

Behinderte Menschen 
im Alb-Donau-Kreis 
und der Stadt Ulm

Behinderte Menschen 
im Landkreis Göppingen

�006
Stand:

�0.09.�007 �006
Stand: 

�0.09.�007

Behin-
derte

14.�40 14.605 Behin-
derte

1�.99� 1�.�08

Schwer-
behin-
derte

��.46� �4.�79
Schwer-
behin-
derte

�0.91� �1.687

Betreuungen für Volljährige

Eine rechtliche Betreuung 
volljähriger Menschen wird 

vom Vormundschaftsgericht an-
geordnet und überwacht. Um 
die Suche nach geeigneten Be-
treuern kümmert sich in der Re-
gel die Landkreisverwaltung. Im 
Jahr �006 konnten 160 geeig-
nete Betreuer gefunden werden. 
Bis �1. Oktober �007 waren es 
1�0 Betreuer.

Vorrangig sind Angehörige 
aufgerufen, eine rechtliche Be-
treuung für ihre Kinder, Eltern 
oder Geschwister zu überneh-
men. Ist dies aus nachvollzieh-
baren Gründen nicht möglich, 

können auch andere Personen 
ehrenamtlich mit einer Betreu-
ung beauftragt werden. Unter-
stützung und Beratung erhalten 
sie dabei vom Betreuungsver-
ein Alb-Donau e.V. Für schwie-
rige Betreuungsverhältnisse ste-
hen 10 Berufsbetreuer bereit, 
die über entsprechende Erfah-
rung und Ausbildung verfügen. 
Drei Betreuungen werden der-
zeit beim Landkreis geführt.

Der Betreuungsverein führt 
bis zu 45 Betreuungen. Dane-
ben kümmert er sich um die 
systematische Gewinnung von 
ehrenamtlichen Betreuern, de-

ren Begleitung und Beratung. 
Der Betreuungsverein wird vom 
Alb-Donau-Kreis mit 70.000 
Euro jährlich unterstützt. 

Oft sind es Bewohner in Pfl egeeinrich-
tungen, die einer Betreuung bedürfen.


